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I BECHTZAaNwALE o N;’;i%EHGEEN
VERWALTUNGSGERICHTS GELSENKIRCHEN T
am 18. Januar 2013

durch
den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Prof. Dr. Andrick,

den Richier am Verwaltungsgericht Dr. Weisel und
den Richter Dr. Pflug

beschiossen:

1. Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen
Ancrdnung untersagt, die nach A 12 BBesO bewerieten


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


Griinde;

Der Antrag,

hat in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang Erfolg (A). Im Obrigen ist er

Beforderungsstelien in der Einheit ext-
Gesellschaft_STRABAG“ mit anderen Bewerbem als der
Antragsteilerin zu besetzen, bis {iber die Bewerbung der

Antragstellerin unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Gerichts erneut entschieden worden ist,

Im Ubrigen wird der Antrag abgelehnt,

Die Kosten des Verfahrens tragen die Antragstellerin und
die Antragsgegnerin mit Ausnahme der auflergerichtlichen
Kosten der Beigeladenen, die diese selbst tragen, je zur
Haifte.

2. Der Streitwert wird auf 13.400,43 € festgesetzt.

der Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung
2u untersagen, saémiliche Beforderungsplanstellen der
Besoldungsgruppe A 12 BBesO mit anderen Bewerbern als
der Antragsteilerin zu besetzen, bis unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts erneut uber die Bewerbung
der Antragstellerin entschieden ist,

abzulehnen (B).

A Der Antrag ist zuldssig und im Umfang des Tenors begriindet.

Der Erlass einer Sicherungsanordnung setzt gema® § 123 Abs. 1 Satz 1 und § 123
Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung — VwGO - in Verbindung mit § 920 Abs. 2
und § 294 Zivilprozessordnung — ZPO - voraus, dass die Antragstellerin einen
Anspruch auf eine bestimmte Leistung glaubhaft macht (Anordnungsanspruch) und
dass dieser Anspruch gefahrdet ist und durch eine vorldufige Malhahme gesichert

werden muss (Anordnungsgrund).



Die Antragstellerin haf, soweit sie die Freihaltung der der Einheit ext-
Gesellschaft_STRABAG® zugewiesenen Beforderungsplanstetien begehrt, sowoh]
einen Anordnungsgrund als atch einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht.

Der Anordnungsgrund ist gegeben, da die Antragsgegnerin beabsichtigt, die streitbe-
fangenen Stellen mit den Beigeladenen zu besetzen. Die einstweilige Anordnung ist
notwendig und geeignet, den Bewerbungsverfahrensanspruch der Antragstellerin zu

sichern und dadurch vorldufig einen endgiiltigen Rechtsveriust der Antragstellerin
abzuwenden.

Die Antragstellerin hat auch einen Anordnungsanspruch giaubhaft gemacht.

Bei der Entscheidung, welchem von mehreren in Betracht kommenden Beamten ein
Beforderungsdienstposten (bertragen wird, ist das Prinzip der Bestenauslese zu be-
achten. Der Dienstherr hat Eignung, Befahigung und fachliche Leistung der Bewer-
ber zu bewerten und zu vergleichen (Art. 33 Abs. 2 GG, § 8 Beamtenstatusgesetz

— Beamt5tG -). lst ein Bewerber besser qualifiziert, darf er nicht Uibergangen werden.
Bei im Wesentiichen gleicher Qualifikation der Konkurrenten iegt die Auswahl im
pflichtgeméiien Ermessen des Dienstherrn. Der einzelne Bewerber hat insoweit ein
Recht auf ermessensfehierfreie Entscheidung iiber die Stellenbesetzung (so ge-
nannter Bewerbungsverfahrensanspruch). Dieses Recht ist nach § 123 Abs. 1 Satz 1
VwGO sicherungsfahig.

Der Erlass einer einstweiligen Anordnung setzt voraus, dass die Verletzung des
Rechts auf ermessensfehlerfreie Entscheidung Uber das Beforderungsbegehren
giaubhatt ist und die Méglichkeit besteht, dass die noch zu treffende rechtmafige
Auswahlentscheidung tatséichlich zur Befdrderung der Antragstelierin fiihrt. Mit dem
letztgenannten Erfordernis wird zwei flir den vorldufigen Rechtsschutz im Konkur-
rentenstreit wesentiichen Aspekien Rechnung getragen: Zum einen besteht filr die
Gewdhrung vorldufigen Rechtsschutzes kein Anlass, wenn feststeht, dass die gel-
tend gemachte Rechtsverletzung fiir das Entscheidungsergebnis bedeutungslos war,
wenn also die Wiederholung des Stellenbesetzungsverfahrens unter Vermeidung der
Rechtsverletzung zu keiner fiir die Antragstellerin glinstigeren Entscheidung fithren
kann. Zum anderen muss fir den Erlass einer einstweiligen Anordnung die Maglich-
keit einer glinstigeren Entscheidung geniigen. Dass die erneute Entscheidung des
Diensthermn zwangslaufig oder auch nur mutmaflich zugunsten der Antragstellerin
ausfallen wird, kann dagegen nicht verlangt werden. Es geniigt vielmehr fiir die Wie-
derholung der Auswahlentscheidung jeder Fehler im Auswahlverfahren einschlieRlich



etwaiger Fehler der dabei zugrunde gelegten dienstlichen Beurteilungen, der flir das
Auswahlergebnis kausal gewesen sein kann; vorausgesetzt werden dabei die Be-
ricksichtigungsfahigkeit des Fehlers und dessen potentielle Kausalitat fir das Aus-
wahlergebnis.

Vgl. OVG NRW, Beschlilsse vom 13. September 2001 — 6
B 1776/00 — und vom 19. Dazember 2003 - 1 B 1972/03 -
Schnellenbach, Konkurrenzen um Beférderungsamter

— geklarte und ungeklarte Fragen, ZBR 1997, 169 (170},

ders., Anm. zu BVerwG, Urteil vom 13. September 2001,
ZBR 2002, 180 (181).

Hingegen ist es im Hinblick auf den dem Dienstherrn bei der Auswahlentscheidung
zustehenden Ermessensspielraum nicht Aufgabe des Gerichts, den besser geeig-

neten Bewerber zu bestimmen und eine eigene Prognose der Erfolgsaussichten der
Bewerbung vorzunehmen.

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. September 2002 — 2 ByR
857/02 ~, ZBR 2002, 427 (428),

Bei der Auswahlentscheidung ist in erster Linie auf die akiuelien dienstiichen Beur-
teilungen zurlickzugreifen. Denn dienstliche Beurteilungen dienen vornehmlich dem
Zweck, eine Grundlage fir die Verwirklichung des verfassungsrechtlichen Gebots,
Beamte nach Eignung, Befahigung und fachiicher Leistung einzustellen, einzusetzen
und zu beférdem (Art. 33 Abs. 2 GG}, zu bieten. Fehler im Beurteilungsverfahren
kénnen auf den Bewerbungsverfahrensanspruch eines im Auswahlverfahren Gber ein
Beforderungsamt  oder einen  Beforderungsdienstposten  unberiicksichtigt
gebliebenen Bewerbers nur dann zu dessen Gunsten durchschlagen, wenn sie ihrer
Art nach die Annahme stitzen, dass der Auswahlentscheidung — und zwar gerade
den in Rede stehenden Bewerber betreffend ~ eine hinreichende Orientierung an
den materieilen Kriterien der Bestenauslese fehlt.

QVG NRW, Beschiuss vom 12, Juli2010 - 1 B 58/10 —,
juris Rn. 6 m. w. N.



Gemessen an diesen Grundsitzen liegt eine Verletzung des Bewerbungsverfah-
rensanspruchs der Antragstellerin vor. Der Beurteilungsvermerk der Anfragsgegnerin
vom 17. August 2012 - seine formale Rechtmafigkeit unterstellt — ist aus mehreren
Grinden rechilich zu beanstanden. Der Anspruch der Antragstellerin  auf
ermessensfehlerfreie Entscheidung (iber die Befrderung ist deshaib durch den
Erlass der einstweiligen Anordnung zu sichern, weil potentiele Fehler der
dienstlichen Beurteilung deren Rechtswidrigkeit bedingen und damit der
Auswahientscheidung die Grundlage entziehen kénnen.

Zwar ist das als Weg der Erkenntnisgewinnung zunachst eingeschiagene Vorgehen
der Antragsgegnerin, Beurteilungsbeitrage bei der STRABAG Property and Facility
Services GmbH (STRABAG) einzuholen, nicht frei von rechtiichen Bedenken, weil,
worauf die Antragsgegnerin in ihrer Antragserwiderung vom 21. Dezember 2012
(Blatt 8: keine Diepstieistung (...). Es fehlt deswegen an den dienstrechtlichen
Grunderfordernissen und an einer Erkenntnisbasis, die als Grundlage fiir eine
Beurteilung in Betfracht kdme") selbst zutreffend hinweist, dort kein zu beurteilender
,Dienst” geleistet wird.

Ungeachtet dessen begegnet auch die vorgenommene fiktive Fortschreibung der
letzten dienstlichen Beurteilung durchgreifenden rechtiichen Bedenken.

Dem Beurteilungsvermerk vom 17. August 2012 fehlt eine — die Chancengleichheit
der Anfragstellerin wahrende - hinreichende Begriindung fiir die getroffene
Bewertung, so dass nicht feststellbar ist, ob die fiklive Fortschreibung der letzten
dienstlichen Beurteilung der Antragstellerin rechtmaRig erfolgte (). Auch durfte die
Antragsgegnerin in dem Beurteilungsvermerk vom 17. August 2012 nicht pauschal
auf ,andere dienstrechtlich erforderiiche Faktoren" verweisen {Il.). Zudem deutet die
Korrespondenz zwischen der Anzahl der zu vergebenden Beurteilungshéchstnoten
und der Anzahi der Beférderungsstellen auf einen VerstoR gegen den Grundsatz der
individuellen leistungsgerechten Beurteitung hin {lll.). SchiieRlich besteht auch die
Mdglichkeit, dass die Antragstellerin bei einer erneuten Auswahlentscheidung — unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichtes — zum Zuge kommt {IV.).

1. Die dienstliche Beurteilung der Antragstellerin in Form des Beurteilungsvermerkes
vom 17. August 2012 entspricht nicht den Anforderungen an die Begriindung einer



dienstlichen Beurteilung, so dass die Frage offen bleiben muss, ob die Antragstellerin

in Wahrung des Grundsatzes der Chancengleichheit im Ergebnis gerecht beurteilt
worden ist.

Die Antragsgegnerin hat sich in dem Beurteilungsvermerk vom 17. August 2012
lediglich darauf beschrankt, darauf hinzuweisen, dass, um eine _belastbare
Prognose" Uber die mdgliche Beurteilungseniwicklung zu erstellen, eine
Vergleichsgruppe aus den Beamten der Deutsche Telekom AG gebildet worden sej,
die Laufbahn und Besoldungsgruppe der Antragstellerin berlicksichtige, und deren
Entwicklung bei der Fortschreibung der dienstlichen Beurteilung der Antragstellerin
entsprechend berlicksichtigt worden sei.

Hierbei handelt es sich um eine formelhafte Darstellung, aus der weder fir die
Antragsteilerin einsichtiy noch fur Dritte nachvoliziehbar wird, aufgrund welcher
konkreten Vergleichsbetrachtung das Beurteilungsergebnis zustande gekommen ist.
Die maRstabbildenden Kriterien werden nicht aufgezeigt, insbesondere fehit es an
der Eingrenzung der mit der Antragstellerin konkret vergleichbaren Beamtinnen und

Beamten und dem gerade fiir den Beurteilungsvergleich  notwendigen
.Eckmann/Spitzenmann®.

Vgl. dazu OVG NRW, Beschluss vom 25. Mai 2004 -1 A
1732/03 —.

in Anbetracht der pauschalen Vergleichsgruppendarsteliung bliebe es auch dem
Gericht verwehrt, die im Grundsatz zutreffende Nachzeichnung der Leistung der
Antragstellerin im Rahmen seiner beschrankten Kontroliméglichkeiten zu tberpriifen.

Die Anfragsgegnerin kann diesen Mangel im einstweiligen Rechisschutzverfahren
nicht mehr heilen. Die Ausfiihrungen der Antragsgegnerin in der Antragserwiderung
vom 21. Dezember 2012 zur fiktiven Nachzeichnung der dienstiichen Beurteilung der
Antragstellerin kénnen nicht mehr ber(icksichtigt werden. Spitestens durch die sie
betreffende Mitteilung Giber die Auswahlentscheidung im Auswahlverfahren muss die
Antragstellerin  in die Lage versetzt werden, 2u {berpriifen, ob ihr
Bewerbungsverfahrensanspruch verletzt worden ist. Aus Art. 33 Abs. 2 GG iVm Art.
19 Abs. 4 GG folgt die Verpflichtung, die wesentlichen Auswahlerwiagungen
spatestens im Rabmen der Auswahlentscheidung schriftich niederzulegen. Der



Antragstellerin ist nicht zuzumuten, ins Blaue hinein Auswahlentscheidungen
angreifen zu missen, ohne die tragenden Erwagungen der Entscheidung zu
erfahren.

BVerfG, Beschluss vom 23. Januar 2007 - 2 BvR 206/07 —.

Vor diesem Hintergrund verbietet sich das Nachschieben von fur die
Auswahlentscheidung bedeutsamen Umstédnden im anschlieRenden
Konkurrentenstreitverfahren.

Il. Zum anderen ist der Beurteilungsvermerk vom 17. August 2012 unter dem
Gesichtspunkt rechtlich zweifethaft, dass er auf ,andere dienstrechtlich erforderliche
Faktoren® abstellf, die beurteilungsrelevant gewesen seien. Da diese Faktoren nicht
ansatzweise benannt werden, bleibt offen, ob sie berhaupt berlicksichtigungsfahig
sind. Vornehmlich muss es sich ndmiich um solche handeln, die am MaRstab des
Art. 33 Abs. 2 GG zu messen sind und deshalb Eingang in die dienstiiche
Beurteilung finden dirfen.

lIl. Weitergehende rechtliche Zweifel an der Beurteilung folgen daraus, dass der
Beurteilungsvermerk der Antragsgegnerin vom 17. August 2012 nicht ohne Weiteres
mit dem Grundsatz der individuellen leistungsgerechten Beurteilung des Beamten
{tberein stimmt,

vgl. hierzu im Zusammenhang mit der Einhaitung
zwingender Richtwerte: Schnelienbach, Die dienstliche
Beurteilung, B Rn, 403.

Ausgangspunkt einer dienstlichen Beurteilung miissen danach allein die in Art. 33
Abs. 2 GG genannten Kriterien oder andere Kriterien von Verfassungsrang sein, die
unter Berlcksichtigung des jeweiligen Beurteilungsverfahrens in der dienstlichen
Beurteilung im Einzelfall konkretisiert werden missen.



Ob dieser Grundsatz hinreichend beachtet worden ist, erscheint fraglich, weil die
Anzahl der zu vergebenden Spitzennoten zum Zeitpunkt der Beurteilungsersteliung
bereits feststand. Die Vergabe der Spitzennoten war, wovon aufgrund des Vortrags
in der Anfragserwiderung vom 21. Dezember 2012 auszugehen ist, auf die der
Einheit .ext-Gesellschaft_STRABAG" zugewiesenen Beférderungsplanstelien
beschrankt. Diese Beurteilungspraxis der Antragsgegnerin scheint nicht, wie es An.
33 Abs. 2 GG fordert, die individuelle Leistung des Beamten zum MaRstab fir die
dienstiiche  Beurteiing  zu nehmen, sondern  ausschlieRlich am
Befrderungsstellenkontingent ausgerichtete personalpolitische Erwdgungen. Im
konkreten Fall stand zum Zeitpunkt der Erstellung des Beurtellungsvermerkes vom
17. August 2012 fest, dass in der sireiigegenstandiichen Einheit Jext-
Gesellschaft_STRABAG" zur Vermeidung der an sich gebotenen ,Ausscharfung” der
dienstlichen Beurteilungen bei mehreren nach der Beurteilungsnote gleich
qualifizierten Bewerbern nur so viele Spitzennoten mit dem Pradikat Ubertrifft die
Anforderungen in besonderemi Umfang® vergeben werden konnten, wie
Beforderungsplanstellen zur Verfigung stehen. Aus der Beforderungsliste ist
dementsprechend ersichflich, dass ausschlieBlich die Beigeladenen mit der
Hochstnote bedacht worden sind.

Diese Beurteilungspraxis scheint in unzulassiger Weise die dienstliche Beurteilung
mit der Auswahlentscheidung zu verknlipfen. Bereits mit der Beurteilungsersteliung
wird die Auswahlenischeidung — und zwar nach der Antragserwiderung vom 21,
Dezember 2012 (vgl. Blatt 6) bewusst — vorweggenommen,

so auch: VG Arnsberg, Beschluss vom 13. Dezember 2012
-13L913/12- 8.7,

s0 dass das Befdrderungsauswahlverfahren leerlauft und demnach seiner Funktion
beraubt wird.

Diesem Monitum kann die Antragsgegnerin nicht mit dem Hinweis auf die aus ihrer
Sicht zulassige Unterschreitung der anzuwendenden Richtwerte bei dienstlichen
Beurteilungen begegnen. Richtwerte dienen dazu, verniinfigen, hinreichend
differenzierten Gesamturteilsskalen erfahrungsorientierte quantitative BezugsgroBen
zuzuordnen, um auf diese Weise Malstabsgerechtighkeit und Vergleichbarkeit
optimal zu erfilien. Ob und in welchem Umfang sie vor dem Hintergrund des § 50
Abs. 2 Satze 1 und 2 BLV, Nr. 4 Anlage 1 zu KBV Gompass unterschritten werden



durfen, bedarf hier keiner Klérung. Jedenfalls berechligen die Richiwerte die
Antragsgegnerin nicht dazu, die Gesamturteile der dienstlichen Beurteilungen
ZWecks  Vermmeidung  méglicher Ausschérfungen® im Rahmen einer
Auswahlentscheidung an der Anzahl der zu besetzenden Befdrderungsstelien
auszurichten. Vielmehr ist die Antragsgegnerin gehalten, die Beamtinnen und
Beamten offen und gerecht zu beurteilen und in diesem Zusammenhang durch die
mafRstabbildenden Richtwerte eventuelle Korrekturen bei den Gesamtergebnissen
vorzunehmen. In Ansehung der dadurch in rechtlich zuléssiger Weise geschaffenen
Grundiage hat anschiieRend die Auswahlentscheidung stattzufinden. Der von der
Antragsgegnerin demgegenUber beschrittene Weg ,zaumt das Pferd von hinten auf’
und verkehrt die Reihenfolge der einzelnen von der Rechtsordnung vorgesehenen
und gebilligten Schritte bei der Besetzung von BefSrderungsstellen.

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass die von der Antragsgegnerin zum
Ausdruck gebrachte ,Furcht” vor einer Ausschérfung der dienstlichen Beurteilungen
threr Berechtigung deshalb entbehren kénnte, weil vornehmlich bei
nachgezeichneten dienstlichen Beurteilungen, wie sie - mangels zu beurteilenden
Dienstes — auch im Falle beurlaubter Beamter zu erstellen sein durften, eine
Feinausscharfung” nicht zwingend zu einer Optimierung der Bestenauslese filhren
wiirde. Es diirfte auch keinen Einwendungen im Sinne von Rechtsmissbrauchlichkeit
unterliegen, soille die Antragsgegnerin bei der Ausbringung und Bewirtschaftung
besetzbarer Beférderungsstelien eine Abgleichung zwischen der Zahi der jewells mit
der besten Gesamtnote beurteiten und der qua Nachzeichnung mit ihnen im
Ergebnis auf die gleiche Stufe zu stellenden Beamten einerseits und der Zah! der

jeweils fur eine Besetzung freigegebenen Stellenkontingente andererseits
vornehmen.

IV. Auch wenn die Antragstellerin in inrem Beurteilungsvermerk vom 17. August 2012
nur die dritthochste Beurteilungsnote mit dem Pradikat erfiilt die Anforderungen in
vollem Umiang“ erhalten hat, ist nicht ausgeschlossen, dass ihr
Bewerbungsverfahrensanspruch durch die Auswahlentscheidung der
Antragsgegnerin verletzt ist. Denn die aufgezeigten Mingel betreffen auch das
Beurteilungssystem als solches. Im Falle einer erneuten Auswahientscheidung unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichtes ist nicht absehbar, wie die
Antragsgegnerin die nach Art. 33 Abs. 2 GG mafBgeblichen Kriterien in einem
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erneuten Beurteilungsverfahren gewichten will, so dass auch nicht ausgeschiossen
werden kann, dass die Antragstellerin in diesem Fall nicht zum Zuge kdme.

B Soweit die Anfragstelierin die Freihaltung ,samtiicher® Beférderungspianstelien

nach A 12 BBesO begehrt, ist der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
unbegriindet,

Der Anordnungsanspruch ist in seiner Reichweite beschrankt auf die Freihaltung der
der Einheit  ext-Gesellschaft STRABAG" zugeordneten - zwei -~
Beférderungsplanstelien. Die Beférderungsstellen anderer Einheiten sind dem Zugriff
der Antragstellerin entzogen. Denn die Zuordnung der Beforderungsstellen innerhalb
des Konzerns der Deutsche Telekom AG steht im Organisationsermessen der
Antragsgegnerin. Insoweit hat sich die gerichtliche Prifung darauf zu beschranken,
dass die (personalpolitische) Entscheidung des Dienstherren, wo wie viele
Beférderungsstellen zugeteilt werden, nicht willkirlich ausfallt, Eine Willk{irprisfung ist
dabei von einer Plausibilititskontrolle zu unterscheiden. Im Rahmen einer
WillkGrprifung, die der Beachfung des (ungeschriebenen) Missbrauchs- und
Manipulationsverbotes dient und bei der Art. 33 Abs. 2 GG nicht von Belang ist,

vgl. Schnellenbach, Beamtenrecht in der Praxis, 7. Aufiage,
§ 3Rn. BIff,,

hat die Antragsgegnerin nicht darzulegen, warum und wie sie die Einheiten gebhildet
und/oder wie sie die Befarderungsstellen berechnet und nach welchem Schiissel sie
sie verteilt hat, wenn — wie hier — keine Anhaltspunkte fiir einen ekiatanten Fehlgriff
bei Auslibung der — von sachlichen Erwégungen gepragten — organisatorischen und
personalpolitischen Gestaltungsfreiheit vorgetragen worden oder ersichtlich sind.

Dies gilt auch unter Berlicksichtigung des vom Oberverwaltungsgericht fir das Land
Nordrhein-Westfalen in seinen Zwischenenischeidungen vom 14, Dezember 2012 -
1B1404/12~ -1 B1410M12 - -1 B1411/12 = - 1 B 141212 - zitierten

Beschlusses vom 7 Juli 2008 — 6 B 766/08 —, jutis Rn. 8,
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wonach Rechtsschutz gegen eine der Beférderungsentscheidung vorausgehende
Entscheidung Uber die Verteilung der Befrderungsplanstellen wegen des Gebotes
effektiven Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs. 4 GG mdglich ist, wenn bereits die
Verteilungsentscheidung an der Bestenauslese orientiert, die Auswahlentscheidung
vorwegnimmt und dadurch den gerichtlichen Rechtsschutz ins Leere [aufen lasst. Fir
eine derarige Verteilungsentscheidung der Antragsgegnerin  liegen keine
Erkenntnisse vor. Das beschlieRende Gericht geht daher vom nicht substantiiert
bestrittenen Vortrag der Antragsgegnerin in der Anftragserwiderung vom 21.
Dezember 2012 aus, wonach die Befdrderungsstelien anhand einer Quotenregelung
prozentual der jewelligen Beamten pro Besoldungsgruppe gleichméRig auf die 41
Einheiten verteilt worden sind.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 155 Abs. 1 Satz 1 2. Alt., 162 Abs. 3 VWGO.
Die Kosten werden aufgrund des nur teilweisen Erfolges des Antrags in Auslbung
gerichtlichen Ermessens geteilt. Besondere Umstande, die Antragsgegnerin nicht
auch mit den hélitigen Rechtsanwaltskosten zu belasten. iegen nicht vor. Es
entspricht der Billigkeit, dass die Beigeladenen etwaige ihr entstandene
aufbergerichtliche Kosten selbst zu tragen haben, da sie keinen Antrag gestellt und
sich damit auch nicht dem Risike der Auferlegung von Kosten gemaR § 154 Abs. 3
VwGO ausgesetzt haben.

Die Streitwerlfestsetzung beruht entsprechend der geanderten Streitwertpraxis der
mit dem Beamtenrecht befassten Senate des Oberverwaltungsgerichts fiir das Land
Nordrhein-Westfalen,

vgl. Beschluss vom 9. Marz 2012 - 6 E 1406/11 — juris
Rn. 2 ff.,

auf § 53 Abs. 2 Nr. 1i.V.m. § 52 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 des
Gerichtskostengesetzes (3,25facher Betrag des Endgrundgehalts, das der Wertigkeit
der begehrten Stelle entspricht).



Rechtsmittelbelehrung:

Gegen den Beschluss zu 1. steht den Beteiligten die Beschwerde an das
Oberverwaitungsgericht flir das Land Nordrhein-Westfalen in Miinster zu,

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses <t ov.64. £'g§
schriftlich oder (ab dem 1. Januar 2013) in elekironischer Form nach Mafigabe der
Verordnung {iber den elekironischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten

und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein‘Westfalen - ERVVO VG/FG - vom

7. November 2012 (GV. NRW., S. 548) bei dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen,
Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, einzulegen. Sie ist innerhalb eines
Monats nach Bekannigabe der Entscheidung zu begrinden. Die Begrindung ist, v{.ﬁ;.
sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim
Oberverwaltungsgericht fir das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5,
48143 Munster, schriftlich oder in elektronischer Form nach MaRgabe der ERVVO
VG/FG vom 10. Dezember 2010 (GV. NRW. 8. 647) einzureichen. Sie muss einen
bestimmten Antrag enthalten, die Griinde darlegen, aus denen die Entscheidung
abzudndern oder aufzuheben ist, und sich mit der angefochtenen Entscheidung
auseinandersetzen. Das Oberverwaltungsgericht pruft nur die dargelegten Griinde.

Im Beschwerdeverfahren gegen den Beschiuss zu 1. muss sich jeder Beteiligte
durch einen Prozesshevolméchtigten vertreten lassen. Dies git auch flr die
Einlegung der Beschwerde. Als Prozessbevoliméchtigte sind nur die in § 67 Abs. 4 in

Verbindung mit Abs. 2 Verwaitungsgerichtsordnung bezeichneten und ihnen kraft
Gesetzes gleichgesteliten Persenen zugelassen.

daed, ?A;“

Gegen den Beschiuss zu 2. findet innerhalb von sechs Monaten, nachdem die
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich

anderweitig erledigt hat, Beschwerde stait, wenn der Wert des Beschwerdegegen-
standes 200 Euro Obersteigt.

Die Beschwerde ist schriftiich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschéftsstelle oder (ab dem 1. Januar 2013) in elektronischer Form nach MafRgabe
der Verordnung Ober den elekironischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs-
gerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen - ERVWWO
VG/FG - vom 7. November 2012 (GV. NRW. S. 548) bei dem Verwaltungsgericht
Gelsenkirchen einzulegen. Uber sie entscheidet das Oberverwalfungsgericht fiir das

Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Munster, falls das beschlieRen-
de Gericht ihr nicht abhilft.

Prof. Dr. Andrick Dr. Weisel Dr. Pflug

P, Ausgefertigt

é é/m.w/aéf s -

% i Lewandowsky, Verwaltungsgerichtsbeschaftigte

g Q"‘f}f als Urkundsbeamtin
W der Geschaftsstelle




